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Drucksache VI/2056 


Der Parlamentarische Staatssekretär 

beim Bundesminister des Auswärtigen Bonn, den 2, April 1971 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bctr.: Auswirkungen der Ostverträge 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß r Riedel (Frank- 
furt), Dr. Bach, Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Czaja, 
Dr. Starke (Franken) und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU 
— Drucksache VI/1945 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzleramt und dem Herrn Bundesminister des Innern 
wie folgt: 


1. Wie viele deutsche Staatsangehörige leben nach den Unterlagen 
der Bundesregierung heute noch in den unter fremder Verwal- 
tung stehenden deutschen Gebieten? 


Nach den verfügbaren statistischen Unterlagen sind in den 1945 
unter polnischer Verwaltung gestellten östlichen Gebieten des 
Deutschen Reiches nach Abschluß der Aussiedlung etwa 1,1 Mil- 
lionen Personen zurückgeblieben. 

Zum überwiegenden Teil handelt es sich dabei um deutsche 
Staatsangehörige im Sinne der einschlägigen deutschen Gesetz- 
gebung. Es gibt darüber jedoch keine genauen Zahlen und 
Unterlagen. 

Von dieser Bevölkerungsgruppe sind im Rahmen der seit 1950 
durchgeführten Umsiedlung aus Polen einige hunderttausend 
Personen in die Bundesrepublik Deutschland übergesiedelt. Die 
Zahl der noch im nördlichen Ostpreußen lebenden deutschen 
Staatsangehörigen wird auf etwa 500 geschätzt. 
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2. Sind in den Verhandlungen mit der Sowjetunion der Bundes- 
regierung Angaben über die zahlenmäßige Stärke der noch im 
nördlichen Ostpreußen lebenden Deutschen gemacht worden? 
Sind Vereinbarungen über deren Grundrechte — z. B. dem Recht 
auf Freizügigkeit und Familienzusammenführung — sowie über 
ihre konsularische Betreuung getroffen worden? 


In den Verhandlungen mit der Sowjetunion wurden Zahlen 
über die noch im nördlichen Ostpreußen lebenden Deutschen 
nicht zur Sprache gebracht. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist für die Rückführung 
deutscher Staatsbürger weiterhin die deutsch-sowjetische Repa- 
triierungsvereinbarung vom 8. April 1958 gültig. 

Die konsularische Vertretung deutscher Staatsbürger richtet 
sich weiterhin nach dem deutsch-sowjetischen Konsularvertrag 
vom 25. April 1958. 


3. Ist der Bundesregierung bei den Verhandlungen mit der Volks- 
republik Polen ein zahlenmäßiger Überblick über die in Ost- 
und Westpreußen, Pommern, Ostbrandenburg, Nieder- und 
Oberschlesien zurückgebliebenen deutschen Staatsangehörigen 
gegeben worden? 


Ein zahlenmäßiger Überblick wurde nicht gegeben. Polen teilt 
die deutsche Auffassung über die Staatsangehörigkeit der zu- 
rückgebliebenen Deutschen nicht, sondern betrachtet sie auf 
Grund der polnischen Gesetzgebung als polnische Staatsange- 
hörige. 


4. Wie vielen Deutschen ist es erlaubt worden, im Rahmen der 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepu- 
blik Polen Ende 1956 vereinbarten Familienzusammenführung 
gemäß der Verordnung 333 des Vorsitzenden des Polnischen 
Ministerrates vom 21. November 1956 die Volksrepublik Polen 
zu verlassen? 


Im Rahmen der Familienzusammenführung auf Grund einer 
Vereinbarung zwischen dem Deutschen und Polnischen Roten 
Kreuz vom 1. Dezember 1955 haben von diesem Datum bis 
Ende 1970 368 824 Deutsche Polen verlassen. 


5. Welche Obhutspflichten ergeben sich für die Bundesrepublik 
Deutschland aus den Artikeln 14, 16 und 116 und anderen die 
Grundfreiheiten sichernden Artkeln des Grundgesetzes gegen- 
über den betroffenen Deutschen? 


Die Grundrechte des Grundgesetzes binden die Staatsgewalt 
in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar. In diese Grund- 
rechte darf — außer in den vom Grundgesetz ausdrücklich zuge- 
lassenen Fällen — nicht eingegriffen werden. Die Staatsorgane 
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der Bundesrepublik Deutschland sind gehalten, den grundge- 
setzlich geschützten Rechten auch im internationalen Bereich 
Rechnung zu tragen. 

In den Verhandlungen mit der Regierung der Volksrepublik 
Polen ist die Wahrung der Rechte der betroffenen Deutschen 
für die Bundesregierung ein wesentliches Anliegen gewesen. 
Die Bundesregierung hat ihm Rechnung getragen. 


6. Welche Absprachen hat die Bundesregierung mit der polnischen 
Regierung getroffen, um die Freizügigkeit deutscher Staatsbür- 
ger und Volkszugehöriger sicherzustellen? 


In der „Information der Regierung der Volksrepublik Polen", 
die gleichzeitig mit dem Vertragstext am 20. November 1970 
veröffentlicht wurde, hat die polnische Regierung zugesichert, 
daß die Umsiedlung im Rahmen der Familienzusammenführung 
sowie von Personen, die auf Grund ihrer unbestreitbaren deut- 
schen Volkszugehörigkeit auszureisen wünschen, erleichtert 
und beschleunigt werden soll. 

Die polnische Regierung hat ferner gemäß Ziffer 5 der Informa- 
tion zugesichert, daß nach Inkrafttreten des Vertrages Ver- 
wandtenbesuche erleichtert werden sollen. 


7. Hat die Bundesregierung in ihren Verhandlungen in Warschau 
darauf hingewirkt, daß der betroffene Personenkreis durch die 
polnische Regierung über eventuell getroffene Absprachen sach- 
dienlich unterrichtet wird? 


Nach Auffassung der Bundesregierung ist sichergestellt, daß 
alle interessierten Personen von den getroffenen Vereinbarun- 
gen Kenntnis erhalten. 

Im Einverständnis mit der polnischen Seite hat die Bundesre- 
gierung die „Information der Regierung der Volksrepublik 
Polen" über Maßnahmen zur Lösung humanitärer Probleme am 
20. November 1970 veröffentlicht. 

Im Anschluß daran ist die Information in der deutschen Presse, 
im Rundfunk und Fernsehen verbreitet worden. Insbesondere 
hat der Deutschlandfunk die Information und die mit der Um- 
siedlung zusammenhängenden Fragen in zahlreichen deutschen 
und polnischen Sendungen eingehend behandelt. 

Das Deutsche Rote Kreuz hat in Beantwortung zahlreicher Ein- 
zelanfragen Auskünfte sowohl an Personen in der Bundesre- 
publik Deutschland wie in Polen erteilt. Ebenso erteilt unsere 
Handelsvertretung in Warschau interessierten Personen Aus- 
kunft. 
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8. Hat die Bundesregierung bei diesen Verhandlungen sicherge- 
stellt, daß bei der Annahme und Abwicklung von Ausreisean- 
trägen von Personen, die in den in Artikel 116 GG bezeidmeten 
Gebieten leben, auf jede Diskriminierung gegenüber dem An- 
tragsteller verzichtet wird? 

Die polnische Regierung hat in der „Information" zugesichert, 
daß die aufgeführten Personen, die auszureisen wünschen, dies 
unter Beachtung der in Polen geltenden Gesetze und Rechtsvor- 
schriften tun können. 


9. Hat die Bundesregierung durch entsprechende Absprachen mit 
der polnischen Regierung Vorsorge getroffen, daß den jetzt 
noch in den angestammten Heimatgebieten verbliebenen Deut- 
schen ihre Menschenrechte in vollem Ausmaß gesichert werden? 

Bei dem in Frage stehenden Personenkreis handelt es sich aus 
polnischer Sicht um polnische Staatsangehörige, denen nicht 
mehr und nicht weniger Rechte zustehen als allen anderen pol- 
nischen Staatsangehörigen. 

Die Bundesregierung hat die deutsch-polnischen Gespräche und 
Verhandlungen genutzt, um die Probleme der in Polen zurück- 
gebliebenen Deutschen eingehend zu erörtern. Die Absprachen, 
die in bezug auf menschliche Erleichterungen gegenwärtig ge- 
troffen werden konnten, sind in der „Information" festgehalten. 

Darüber hinaus ist auf das gemeinsame Kommunique beider 
Regierungen zu verweisen, das anläßlich der Unterzeichnung 
des Vertrages veröffentlicht wurde und in dem es heißt: 

„Der durch die Unterzeichnung des Vertrages begonnene 
Normalisierungsprozeß soll nach Auffassung beider Seiten 
den Weg zur Beseitigung der noch bestehenden Probleme 
im Bereich der zwischenstaatlichen und menschlichen Be- 
ziehungen ebnen." 

Die Bundesregierung erwartet, daß im Verlauf des Normalisie- 
rungsprozesses weitere menschliche Erleichterungen erreicht 
werden können. 


10. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der betroffene 
Personenkreis nach einer etwaigen Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen den vollen diplomatischen Schutz der Bun- 
desregierung genießt? 

Mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen, die im allgemei- 
nen die Aufnahme konsularischer Beziehungen einschließt, wird 
die Gewährung diplomatischen Schutzes und konsularischen 
Beistands im Rahmen der dafür geltenden völkerrechtlichen 
Regeln möglich. Zu diesen Regeln gehören auch die im Völker- 
recht entwickelten Grundsätze über die gegenseitige Behand- 
lung von Personen, die sowohl vom Entsendestaat als auch vom 
Empfangsstaat als seine eigenen Staatsangehörigen betrachtet 
werden. 


Moersch 
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